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0. Vorbemerkungen 

Mit der 1. Änderung des Bebauungsplans OR/11 „Gewerbegebiet am Bahnhof“ der Stadt Ros-

bach v. d. Höhe soll im östlichen Teilbereich der Baugebietstyp von „Gewerbegebiet“ (GE) in 

„Urbanes Gebiet“ (MU) und „Eingeschränktes Gewerbegebiet“ (GEe) geändert werden. Das 

Maß der baulichen Nutzung entspricht weiterhin den Festsetzungen des Ursprungsbebau-

ungsplanes.  

In der Begründung zu dieser 1. Bebauungsplan-Änderung werden nur die Änderungen er-

läutert.  

1. Verfahren 

1.1. Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017  

(BGBl. I S. 3786)  

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) i.d.F. vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 1274),  

zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 08.04.2019 (BGBl. I S. 432) 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i.d.F. vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542),  

zuletzt geändert durch Art. 8 des Gesetzes vom 13.05.2019 (BGBl. I S. 706) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i.d.F. vom 24.02.2010 (BGBl. I  

S. 94), zuletzt geändert durch Art. 22 des Gesetzes vom 13.05.2019 (BGBl. I S. 706) 

Hess. Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) i.d.F. vom 

20.12.2010 (GVBl. I S. 629), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 28.05.2018 

(GVBl.  S. 184) 

Hess. Bauordnung (HBO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 28. Mai 2018 (GVBl. I S. 198)  

Hess. Denkmalschutzgesetz (HDSchG) i.d.F. vom 28.11.2016 (GVBl. S. 211) 

Hess. Gemeindeordnung (HGO) i.d.F. vom 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert 

durch Art. 6 des Gesetzes vom 21.06.2018 (GVBl. S. 291) 

Hess. Wassergesetz (HWG) i.d.F. vom 14.12.2010 (GVBl. I S. 548), zuletzt geändert durch 

Art. 4 des Gesetzes vom 22.08.2018 (GVBl. I S. 366) 

Hessisches Straßengesetz (HStrG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 8. Juni 2003  

(GVBl. I S. 548) 

Planzeichenverordnung (PlanzV) vom Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt  

geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.d.F. vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert 

durch Art. 2 des Gesetzes vom 04.12.2018 (BGBl. I S. 2254) 
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1.2. Verfahrensart 

Für die Änderung des Bebauungsplans wird das beschleunigte Verfahren nach §13a BauGB 

(Bebauungsplan der Innenentwicklung) angewendet.  

Von der Erstellung eines Umweltberichts nach § 2a BauGB wird abgesehen. Von einer frühzei-

tigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB wird abgesehen.  

Da die betreffenden Änderungs- und Erweiterungsbereiche bereits vollständig bebaut sind, 

wird davon ausgegangen, dass artenschutzrechtliche Belange bereits geregelt wurden. 

Die Voraussetzungen für die Anwendung des beschleunigten Verfahrens nach §13a BauGB 

sind somit erfüllt. 

1.3. Verfahrensablauf 

Vor der Einleitung des förmlichen Bauleitplanverfahrens fanden bereits wichtige planungsvor-

bereitende Schritte statt.  

Die Stadtverordnetenversammlung hat am 12. Dezember 2017 beschlossen den Magistrat mit 

der Untersuchung zu beauftragen, inwieweit die Umwidmung des östlichen Teilbereiches im 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes OR/11 „Gewerbegebiet am Bahnhof“ ganz oder teil-

weise in „Urbanes Gebiet“ oder „Mischgebiet“ umgesetzt werden kann. Die Interessenslage 

der ansässigen Gewerbetreibenden wurde dabei vorrangig berücksichtigt. 

Im Januar 2018 wurden alle betroffenen Eigentümer in einer Informationsveranstaltung über 

den Beschluss informiert, das weitere Verfahren erörtert sowie eine schalltechnische Untersu-

chung beauftragt, da bei einer Umwandlung von GE in MU insbesondere geringere Nachtwer-

te für Lärmemissionen zu beachten sind, um bspw. schützenswerte Wohnnutzungen zu er-

möglichen.  

Die Ergebnisse der Lärmuntersuchung  wurden im Änderungsverfahren entsprechend berück-

sichtigt. Aktive Schallschutzmaßnahmen (bspw. ein Lärmschutzwall) lassen sich städtebaulich 

nur schwer in bestehende Stadtstrukturen integrieren und wurden auch von den betroffenen 

Eigentümern nicht gewünscht. Deswegen wurde in Abstimmung mit den betroffenen Gewerbe-

treibenden die Umwidmung von einigen Teilbereichen in ein GEe (Eingeschränktes Gewerbe-

gebiet) beschlossen und als Ergebnis ist das MU im östlichen Geltungsbereich entsprechend 

der schalltechnischen Untersuchung nach Osten abgerückt (s.a. Kapitel 7. Lärm). 

Zudem fand eine Abstimmung mit dem Regierungspräsidium, dem Regionalverband Frankfurt- 

RheinMain und dem Wetteraukreis in einem Scoping-Termin statt, um bereits im Vorfeld wich-

tige Belange der Träger öffentlicher Belange zu klären.  

Der Aufstellungs- und Offenlagebeschluss wurden zeitgleich am 25. Juni 2019 von der Stadt-

verordnetenversammlung der Stadt Rosbach vor der Höhe gefasst.   

Gemäß §§ 3 ff. BauGB wurde die Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und der sonsti-

gen Träger öffentlicher Belange im Zeitraum vom 15. Juli 2019 bis einschließlich 16. August 

2019 durchgeführt. Die eingegangenen Stellungnahmen wurden geprüft sowie untereinander 

und gegeneinander abgewogen.  

Als Ergebnis der Abwägung wurden die textlichen Festsetzungen um Hinweise zu Boden-

denkmälern, Altlasten und Bodenveränderungen ergänzt (Ziff. C. 3. - 5.) Im Planbild wurde die 

im Norden des Geltungsbereichs verlaufende unterirdische Hauptleitung dargestellt. Zudem 

wurden die unterschiedlichen Baugebietstypen (MU und GEe) durch eine Knödellinie vonei-

nander abgegrenzt und es wurden zusätzliche Maßketten eingefügt.  
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Die, aufgrund der Abwägung, vorgenommen Änderungen an den textlichen und zeichneri-

schen Festsetzungen wurden in die Begründung eingearbeitet und es wurde das Kapitel 8 

„Brandschutz“ entsprechend der  Anregung des Wetteraukreises ergänzt. 

Insgesamt wurden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht, die eine Änderung des Be-

bauungsplans und eine erneute Offenlage erforderlich machten. Der Beschluss über die Ab-

wägung und der Satzungsbeschluss erfolgten am 24. September 2019.  

2. Anlass, Ziele und Zwecke der Planung 

Anlass des Änderungsverfahrens ist eine Anpassung der Art der baulichen Nutzungen im öst-

lichen Bereich des Ursprungsbebauungsplanes NR/11. Dabei handelt es sich um eine Um-

widmung von bestehenden Gewerbegebietsflächen (GE) in „Urbanes Gebiet“ (MU) sowie 

„Eingeschränktes Gewerbegebiet“ (GEe).  

Die restlichen, im Ursprungsbebauungsplan NR/11 getroffenen Festsetzungen (bspw. zum 

Maß der baulichen Nutzung) aus dem Jahr 1962 werden im Wesentlichen in die 1. Änderung  

übernommen. Es werden lediglich geringe Ergänzungen und kleinere Korrekturen vorgenom-

men, um keine Konflikte mit den bestehenden und bereits genehmigten Gewerbebetrieben 

(bspw. Änderung der Bauweise im westlichen Geltungsbereich) zu erzeugen.  

Zusätzlich wird der Geltungsbereich des Ursprungsbebauungsplanes um das östlich angren-

zende Bahnhofsareal, samt LKW-Tankstelle erweitert. Dies resultiert u.a. aus dem Stadtent-

wicklungskonzept der Stadt Rosbach v. d. Höhe, in dem dieser Fläche eine große städtebauli-

che Bedeutung als Eingangstor zugeschrieben wurde. Künftig soll dieser Bereich gemäß 

Stadtentwicklungskonzept umgestaltet werden. Mit dem Änderungsverfahren wird hierfür die 

planungsrechtliche Grundlage geschaffen.     

Zusammengefasst handelt es sich bei der 1. Änderung des Bebauungsplanes OR/11 „Gewer-

begebiet am Bahnhof“ um die folgenden Inhalte: 

¶ Umwandlung der Art der baulichen Nutzung von bisher GE in MU und GEe (entspre-

chend den Ergebnissen des Lärmgutachtens), 

¶ das Maß der baulichen Nutzung wird aus dem Ursprungsbebauungsplan übernommen 

und nur Änderungsbedarfe eingearbeitet (bspw. Bauweise im westl. Bereich), 

¶ Erweiterung des Geltungsbereichs um das Bahnhofsareal samt LKW-Tankstelle. 

Erweiterungsbereich Bahnhofsareal – Am Bahnhof Blickrichtung Norden   Erweiterungsbereich Bahnhofsareal – Am Bahnhof Blickrichtung Süden 
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3. Räumlicher Geltungsbereich 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes NR/11 umfasst einen östlichen Teilbereich des Ur-

sprungsbebauungsplans.  

Der Geltungsbereich liegt in der Gemarkung Ober-Rosbach in Flur 5 und wird begrenzt: 

¶ im Norden von der Rodheimer Straße sowie den daran angegliederten Grundstücken 

Rodheimer Straße 11 – 25h, 

¶ im Osten durch die Straße Am Bahnhof, 

¶ im Süden durch die Otto- und Raiffeisenstraße,  

¶ im Westen durch die Siemensstraße. 

Insgesamt umfasst der Geltungsbereich eine Fläche von rund 4,26 ha. 

 
Räumlicher Geltungsbereich 

4. Planungsrechtliche Situation 

4.1. Regionalplan und Flächennutzungsplan 

Im Regionalen Flächennutzungsplan 2010, 

bekannt gegeben am 17.10.2011, ist der Gel-

tungsbereich des Bebauungsplanes als „Ge-

werbliche Baufläche – Bestand“ dargestellt. 

Die Festsetzung eines urbanen Gebietes 

weicht von der Darstellung im RegFNP ab. Da 

das Plangebiet mit einer Fläche von ca. 4,26 

ha die Erheblichkeitsschwelle von 5 ha unter-

schreitet, wird kein Änderungsverfahren im 

Vorfeld benötigt. Die Änderung fließt im Nach-

gang zum B-Plan in den derzeit in Bearbeitung 

befindlichen neuen und aktualisierten Regio-

nalen Flächennutzungsplan ein. Quelle: Regionalverband Hessen, Markierung Plangebiet (roter Kreis) 
durch BLFP 
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4.2. Rechtsverbindliche Bebauungspläne  

Der Geltungsbereich der 1. Änderung überschneidet sich nicht mit Geltungsbereichen rechts-

kräftiger benachbarter Bebauungspläne. 

Die 1. Änderung des Bebauungsplans NR/11 liegt vollständig im Geltungsbereich des Ur-

sprungs-Bebauungsplans.  

Mit Inkrafttreten der 1. Änderung des Bebauungsplanes NR/11 erlöschen alle früher gemach-

ten Festsetzungen für diesen Bereich. 

4.3. Schutzgebiete  

Schutzgebiete werden nicht berührt. 

4.4. Wasserschutz  

Das Vorhabengebiet liegt in der Qualitativen Schutzzone I des Oberhessischen Heilquellen-

schutzgebietes vom 07.12.1929 (Hess. Regierungsblatt Nr. 33).  

Die dort enthaltenen Ge- und Verbote sind zu beachten.  

5. Bestandsaufnahme 

Das Vorhabengebiet zeichnet sich vor allem durch seine gute Verkehrsanbindung aus. Dies 

trifft sowohl auf den MIV, als auch auf den ÖPNV zu (s.a. 6. Verkehr). Zudem hat das Vorha-

bengebiet eine zentrale Lage innerhalb Rosbachs und besitzt eine gute Versorgungs- und Inf-

rastruktur.  

Zwar wird das Vorhabengebiet nach wie vor von seinem gewerblichen Charakter geprägt, je-

doch zeichnet sich mittlerweile auch eine immer stärker werdende Tendenz hin zu einer Ge-

mengelage aus durchmischten Nutzungsstrukturen ab.  

Vor allem der östliche Bereich weist eine insgesamt moderate städtebauliche Dichte mit groß-

zügigeren nicht überbauten Grundstücksflächen auf und hat vor allem in Kombination mit den 

künftig geplanten Umgestaltungsmaßnahmen des Bahnhofsareals ein hohes städtebauliches 

Potenzial. Der westliche Bereich ist deutlich dichter bebaut und besitzt einen deutlichen Ge-

werbegebietscharakter (siehe unten Bestandsfotos). 

Die Bebauungsstrukturen variieren stark im Vorhabengebiet. Hier ist wiederrum der östliche 

Bereich vor allem durch eine kleinteiligere und zwei bis max. dreigeschossige Bebauung ge-

prägt, während der westliche Bereich durch großflächige, eingeschossige Gewerbehallen und 

mehrgeschossige Verwaltungsgebäude geprägt wird.     

Zusammenhängende Freiraumstrukturen, bzw. Grünräume weist das Vorhabengebiet nicht 

auf. 
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Gemengelage  – Siemensstraße – Blickrichtung Osten  Gemengelage  – Rodheimer Straße – Blickrichtung Osten 

 Gewerbe – Raiffeisenstraße – Blickrichtung Westen  Wohngebäude – Ottostraße – Blickrichtung Süden 

 Gewerbe – Siemensstraße – Blickrichtung Norden  Wohngebäude – Ottostraße – Blickrichtung Osten 

6. Verkehr 

Die Haupterschließung des Vorhabengebietes erfolgt über die Raiffeisenstraße, die an die 

B455 (Friedrichsdorf - Friedberg) angeschlossen ist. 

Die Bundesautobahn A5 (Frankfurt - Kassel) ist ca. 3 km entfernt und bis nach Frankfurt am 

Main sind es insgesamt ca. 30 km. Somit ist das Vorhabengebiet gut an die überregionalen 

Verkehrsinfrastrukturen angebunden. 

Der Bahnhof Rosbach ist ca. 400 m östlich innerhalb von fünf Minuten zu Fuß zu erreichen. 

Mit dem RB-16 kann man im 30 min – Takt Friedberg und Friedrichsdorf ansteuern. Vom 
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Bahnhof aus bestehen auch Anbindungen an die Buslinien FB-33 und FB-73 nach Friedberg 

und Friedrichsdorf. Insgesamt lässt sich die ÖPNV-Anbindung als gut bewerten. 

 Bahnhaltestelle – Am Bahnhof – Blickrichtung Norden  Bushaltestelle – Rodheimer Straße – Blickrichtung Norden 

7. Lärm 

7.1. Gewerbelärm 

Durch die geplante Gebietsumwidmung eines Teilbereichs von einem Gewerbegebiet (GE) in 

ein urbanes Gebiet (MU) verändern sich künftig die Immissionsrichtwerte. Da in einem urba-

nen Gebiet auch Wohnnutzungen zulässig sind, lag ein besonderer Fokus auf dem geringeren 

Nachtwert gegenüber einem Gewerbegebiet, denn künftig gilt im MU der Nachtwert von 45 

dB(a) (50 dB(a) im Gewerbegebiet). Um künftig schützenswerte Nutzungen wie Wohnen zu 

ermöglichen, wurde das Büro GSA Ziegelmeyer GmbH mit einer schalltechnischen Untersu-

chung beauftragt. 

Besonders das, unmittelbar an das geplante MU angrenzende, Grundstück Raiffeisenstraße 

31, welches vom Blumengroßhandel „Blume 2000“ genutzt wird, wurde als problematisch ein-

gestuft, da An-, Ablieferungs- und Verladeaktivitäten auch nachts stattfinden und ein hohes 

Lärmkontingent beansprucht wird. Untersucht wurde dabei stets die Ausbreitung der Lärmbe-

lastung bis zum Richtwert der TA Lärm von 45 dB(A) für die Nachtzeit in einem MU.  

Da der Betrieb künftig noch ausgebaut werden soll und folglich das Lärmkontingent nicht ge-

senkt werden kann, wurde zunächst die Wirksamkeit aktiver Schallschutzmaßnahmen unter-

sucht. Dabei wurde sowohl die Möglichkeit betrachtet Lärmschutzeinrichtungen direkt bei der 

Lärmquelle (auf dem Gelände von Blume 2000) zu errichten, als auch alternativ ein ca. 6,5 m 

hoher Lärmschutzwall entlang der betroffenen Grundstücke an der Ottostraße  8-14. 

Seitens der Eigentümer der betroffenen Grundstücke Raiffeisenstraße 31 und Ottostraße 8-14  

wurde die Errichtung einer Lärmschutzeinrichtung abgelehnt. Zudem ließe sich eine 6,5 m 

hohe Lärmschutzeinrichtung nicht in die vorhandenen Stadtstrukturen integrieren. Dement-

sprechend ist eine Umwandlung des gesamten Bereiches westlich der Ottostraße  in ein MU 

nicht ohne weiteres möglich. Deshalb wurde der Ansatz gewählt ein eingeschränktes Gewer-

begebiet (GEe) auszuweisen um einen konfliktfreien Übergang von einem GE über einem GEe 

hin zum MU zu schaffen. Im Ergebnis ist das MU entlang der Ottostraße soweit nach Osten 

abgerückt, sodass sichergestellt ist, dass auch ohne aktive Lärmschutzmaßnahmen die Richt-

werte der TA Lärm für die Nachtzeit in einem MU (45 dB(A)) eingehalten werden. 

Diese Herangehensweise wurde in Abstimmung mit den betroffenen Eigentümern erarbeitet. 
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7.2. Verkehrslärm 

Im Osten grenzt die Bahnstrecke der Regionalbahn RB-16 an das Plangebiet. Dementspre-

chend wurde der Schalleintrag des Verkehrslärms in das Plangebiet untersucht.  

Anhand der Berechnungsergebnisse zu den Immissionsrichtwerten gemäß Planungsempfeh-

lungen der DIN 18005 ließ sich nachweisen, dass die Werte für Mischgebiete von tags 60 

dB(A) und nachts 50 dB(A) eingehalten werden, ebenso wie die Grenzwerte der Verkehrs-

lärmverordnung für Mischgebiete von tags 64dB(A) und nachts 54 dB(A). 

Für die Nachtzeit werden die Immissionsrichtwerte gemäß den Planungsempfehlungen der 

DIN 18005 geringfügig um +2 dB(A) überschritten werden. Der Grenzwert für die Nachtzeit 

nach Verkehrslärmverordnung von 54 dB(A) wird hingegen eingehalten. 

Daraus folgt, dass zusätzliche bauliche Schallschutzmaßnahmen bei der Ausweisung des ur-

banen Gebietes (MU) nicht erforderlich sind. Bei der Errichtung der Gebäude sind die Anforde-

rungen nach der DIN 4109 „Schallschutz am Hochbau“ entsprechend der aktuellen Normenla-

ge zu berücksichtigen. 

8. Brandschutz 

Löschwasserversorgung 

Zur Sicherstellung des Löschwasserbedarfs (§ 3 Abs. 4 HBKG) ist in Anlehnung an das 

DVGW Regelwerk - Arbeitsblatt W 405 entsprechend der baulichen Nutzung gemäß § 17 

Baunutzugsverordnung - BauNVO - folgender Löschwasserbedarf erforderlich: 3.200 l/min. 

Diese Löschwassermenge muss mindestens für eine Löschzeit von 2 Stunden zur Verfügung 

stehen. Der Fließdruck darf im Versorgungsnetz bei max. Löschwasserentnahme über die 

eingebauten Hydranten nicht unter 1,5 bar absinken. 

Kann diese Löschwassermenge vom öffentlichen Versorgungsnetz nicht erbracht werden, so 

ist der Löschwasservorrat durch andere geeignete Maßnahmen, z.B. Löschteiche (DIN 14 

210), unterirdische Löschwasserbehälter (DIN 14 230) oder die Einrichtung von Löschwasser-

behältern (DIN 14 230) oder die Einrichtung von Löschwasserentnahmestellen an „offenen 

Gewässern“ sicherzustellen. 

Hydranten 

Zur Löschwasserentnahme sind im öffentlichen Versorgungsnetz Hydranten - Unterflurhydran-

ten nach DIN 3221 bzw. Überflurhydranten nach DIN 3222 einzubauen. 

Folgende Abstände sind einzuhalten: 

¶ Offene Wohngebiete 120 m 

¶ geschlossene Wohngebiete 100 m 

¶ Geschäftsstraßen 80 m. 

Für den Einbau der Hydranten ist das DVGW Regelwerk - Arbeitsblatt W 331 (M) - einzuhal-

ten. Überflurhydranten sind entsprechend DIN 3222 farblich zu kennzeichnen. Unterflurhydran-

ten sind durch Hinweisschilder für Brandschutzeinrichtungen nach DIN 4066 gut sichtbar zu 

kennzeichnen. 

Sonstige Maßnahmen 

Die Straßen sind so zu befestigen, dass sie von Feuerwehrfahrzeugen mit einer Achslast von 

mindestens 10 t und einem zulässigen Gesamtgewicht von 16 t ohne Schwierigkeiten befah-

ren werden können. 
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Auf die Muster Richtlinie der Fachkommission Bauaufsicht der ARGEBAU vom Juli 1998 „Flä-

chen für die Feuerwehr“ wird verwiesen. Unterflurhydranten sind so anzulegen, dass sie vom 

ruhenden Verkehr nicht blockiert werden können. 

9. Boden 

9.1. Altlasten 

Im Geltungsbereich befinden sich zwei Einträge in der Altflächendatei des Landes Hessen: 

¶ 440.023.000-000.001 – Grundwasserschadensfall; Status: Verdacht 

¶ 440.023.020-001.011 – sonstige schädliche Bodenveränderung; Status: Sanierung (Si-

cherung) abgeschlossen 

Weitere Hinweise auf Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen im Sinne des Bundes-

bodenschutzgesetzes (BBodSchG) liegen nicht vor.  

9.2. Sparsamer Umgang mit Grund und Boden 

Die 1. Änderung des Bebauungsplans NR/11 „Gewerbegebiet am Bahnhof“ übernimmt die 

Ausnutzungszahlen (GRZ 0,8 und GFZ 2,0 sowie max. drei zulässige Vollgeschosse) aus dem 

Ursprungsbebauungsplan. Die in § 17 BauNVO definierten Obergrenzen zur Bestimmung des 

Maßes der baulichen Nutzung für Gewerbegebiete (GE) sowie urbane Gebiete (MU) werden 

nicht voll ausgenutzt. Dadurch wird die Neuversiegelung von bisher unbebauten Flächen auf 

einem unabdingbaren Maß gehalten.  

Außerdem wird mit der Umwidmung eines Teilbereiches in MU ein wichtiges Nachverdich-

tungspotenzial genutzt und die Entstehung von heterogenen Nutzungsstrukturen in einem 

zentralen und gut erschlossenen Gebiet gefördert. Auch in Rosbach v. d. Höhe besteht (wie im 

gesamten Rhein-Main-Gebiet) eine hohe Nachfrage nach günstigem Wohnraum und mit dem 

Änderungsverfahren kann dem entsprochen werden.  

Insgesamt entspricht das Änderungsverfahren dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit 

Grund und Boden sowie der Innenentwicklung. Durch die Schaffung von Entwicklungsflächen 

für Wohnnutzungen im Innenbereich, kann eine Inanspruchnahme von landwirtschaftlich ge-

nutzten Flächen im Außenbereich durch Neubaugebiete reduziert werden.  

10. Festsetzungen nach dem Baugesetzbuch (BauGB) 

10.1. Art der baulichen Nutzung 

10.1.1. Urbanes Gebiet (MU) 

Das Änderungsverfahren sieht eine Umwidmung des östlichen Bereichs des Gewerbegebie-

tes, der an bestehende Wohngebiete grenzt, in ein urbanes Gebiet (MU) vor. Dadurch wird ein 

Puffer zwischen Gewerbe- und Wohngebiet geschaffen und Nutzungskonflikte vermieden, die 

durch Lärmbelastungen entstehen können. Darüber hinaus entspricht die Umwidmung in ein 

urbanes Gebiet dem aktuellen städtebaulichen Leitbild einer Stadt der kurzen Wege und för-

dert das Miteinander von Wohnen und Arbeiten. Gerade an zentral gelegenen und an den 
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ÖPNV gut angebundenen Standorten, wie dem Plangebiet dieses Änderungsverfahrens, ist 

eine solche Umwidmung aus städtebaulicher Sicht besonders sinnvoll. 

Darüber hinaus muss ein Mischgebiet (gem. § 6 BauNVO) gemäß Rechtsprechung ungefähr 

gleichgewichtig mit Wohnen und Gewerbe durchmischt sein. Da mit der angestrebten Ände-

rung ein bereits fast vollständig bebautes Gebiet überplant wird, in dem die gewerbliche Nut-

zung überwiegt, kommt das urbane Gebiet (MU) als Baugebietstyp in Frage. In einem urbanen 

Gebiet (gem. § 6a BauNVO) muss keine gleichwertige Durchmischung aus verschiedenen 

Nutzungen gesichert werden, vielmehr können hier bedarfsorientiert bestimmte Nutzungen 

überwiegen.  

Die Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung entsprechen § 6a BauNVO. Lediglich Ver-

gnügungsstätten sind innerhalb des Geltungsbereiches unzulässig, da diese städtebaulich 

nicht in Kombination mit der künftig zulässigen Wohnnutzung integriert werden können. 

10.1.2. Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) 

Einige Grundstücke können aus lärmschutztechnischen Gründen nicht in ein urbanes Gebiet 

umgewidmet werden, da der Richtwert der TA Lärm zur Nachtzeit in einem urbanen Gebiet 

von 45 dB(A) nicht durch aktive Lärmschutzmaßnahmen (Gewerbelärm wird vor dem Fenster 

gemessen) eingehalten werden kann. An diesen, von Lärm stärker belasteten Bereichen er-

folgt eine Umwidmung in ein eingeschränktes Gewerbegebiet, um einen Puffer zwischen Ge-

werbegebiet und urbanem Gebiet zu schaffen. 

Dementsprechend sind innerhalb des GEe nur Gewerbebetriebe und Anlagen zulässig, die 

das Wohnen nicht wesentlich stören. Ausnahmsweise sind Wohnungen für Aufsichts- und Be-

reitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter zulässig. Da es sich um ein 

bereits fast vollständig bebautes Gebiet handelt, in dem Betriebswohnungen existieren, wurde 

mit der ausnahmsweisen Zulässigkeit deren Fortbestehen planungsrechtlich gesichert. 

10.2. Maß der baulichen Nutzung 

10.2.1. Grundflächenzahl / Geschossflächenzahl 

Das Maß der baulichen Nutzung wurde aus dem Ursprungsbebauungsplan übernommen und 

ist im Änderungsbereich durch Planeintrag festgesetzt. Mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 

0,8 und einer Geschossflächenzahl (GFZ) von 2,0, werden die im § 17 BauNVO angegebenen 

Obergrenzen zur Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung für Gewerbegebiete und 

urbane Gebiete nicht im vollen Maße ausgenutzt. 

10.2.2. Zahl der Vollgeschosse 

Die durch Planeintrag festgesetzte, maximale Anzahl von drei Vollgeschossen ermöglicht zum 

einen eine effektive Ausnutzung des Grundstücks und eine individuelle und gute Nutzbarkeit 

der Baugebiete.  

Diese Flexibilität attraktiviert das Vorhabengebiet sowohl für Gewerbebetriebe, als auch für 

Dienstleister und für Wohnraumentwicklung. 
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10.3. Bauweise 

Die durch Planeintrag festgesetzte offene Bauweise (o) wurde aus dem Ursprungsbebauungs-

plan übernommen und ermöglicht eine Auflockerung der Bebauungsstruktur, auch in dem vom 

Gewerbe geprägten Vorhabengebiet. 

Im Westteil des Vorhabengebietes an der Daimlerstraße wird, anders als im Ursprungsbebau-

ungsplan, keine Bauweise festgesetzt. Diese Anpassung resultiert aus den zwischenzeitlich 

genehmigten und errichteten baulichen Erweiterungen der Gewerbebetriebe, die stellenweise 

von einer offenen Bauweise abweichen.    

10.4. Überbaubare Grundstücksfläche 

Das Vorhabengebiet ist bereits fast vollständig bebaut und wird durch Baugrenzen strukturiert, 

die in einem gleichmäßigen Grenzabstand von 3,0 m zur öffentlichen Verkehrsfläche, die 

überbaubaren und nicht überbaubaren Flächen festlegen. 

10.5. Verkehrsflächen 

Zur Sicherung der Erschließung des Vorhabengebietes, wurden öffentliche Verkehrsflächen 

festgesetzt. Diese wurden aus dem rechtskräftigen Ursprungsbebauungsplan übernommen. 

10.6. Hauptversorgungsleitungen 

Zur Sicherung der Versorgung des Vorhabengebietes, wurden die Hauptleitungen festgesetzt 

und damit einer Anregung im Rahmen der Offenlage gefolgt. 

11. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

11.1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

Um der Versiegelung im Vorhabengebiet entgegenzuwirken und einen positiven Einfluss auf 

den Wasserhaushalt der Grundstücke auszuüben, wird festgesetzt, dass notwendige Fahrgas-

sen und Gebäudeumfahrten sowie Stellplätze und ihre Zufahrten in versickerungsfähiger Bau-

weise herzustellen sind. 

11.2. Nutzung, Gestaltung und Bepflanzung der Grundstücksfreiflächen 

Um den Grünanteil im Vorhabengebiet zu erhöhen, sind die nicht überbauten und durch Ne-
benanlagen versiegelten Grundstücksflächen zu 100% als Vegetationsflächen herzustellen 
und dauerhaft zu unterhalten.  

12. Hinweise 

In der 1. Änderung des Bebauungsplans OR/11 sind Hinweise aufgenommen worden, um pla-

nungsrelevante Informationen zum besseren Verständnis und zur Beachtung zur Verfügung zu 

stellen. 
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13. Anlagen 

Schalltechnische Untersuchung 

Berechnung des „Einwirkungsbereiches“ der Firma Blume 2000 

(GSA Ziegelmeyer GmbH, 25. Januar 2019) 

 

Schalltechnische Stellungnahme 

Schalleinträge der Regionalbahn RB-16 in das Plangebiet 

(GSA Ziegelmeyer GmbH, 21. Juni 2019) 


